Name     






Ort und Datum





 



Adresse

Verwaltungsgericht XYZ
Adresse (siehe Rechtsmittelbelehrung)
Klage des/der

(Name, Adresse)

gegen den Kostenbescheid des Jobcenters (Stadt)… vom …, zugestellt am ...

betr. Rückforderungen für Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts pp. zugunsten von Herrn/Frau/Familie …, (Adresse)

Ich beantrage hiermit, die Rückzahlungsforderung des Jobcenters (Stadt) zurückzuweisen und festzustellen, dass ein Erstattungsanspruch nicht besteht. 

Begründung:
Mit meiner Verpflichtungserklärung vom (Datum) habe ich [ggfs. auf Bitte von (Name des hier lebenden Flüchtlings)] den in … (Syrien bzw. einem Transitland) lebenden Verwandten eine gefahrlose Ausreise nach Deutschland ermöglicht und damit möglicherweise Leben gerettet. 

Diese Hilfe habe ich gewährt, weil ich die Not der Familie gesehen habe und nach Rücksprache mit allen Beteiligten von einem kalkulierbaren Risiko ausgehen konnte: Ich habe mich darauf verlassen, dass mit einer Flüchtlingsanerkennung die Verpflichtung zur Erstattung von Aufwendungen öffentlicher Stellen erlöschen würde, da mit der Asylanerkennung ein Statuswechsel verbunden wäre. 

Diese Auffassung wurde damals auch von der Landesregierung in Hannover geteilt (siehe Interview mit Ministerpräsident Stephan Weil vom 2. Dezember 2017 in den Wolfsburger Nachrichten auf der Seite Hintergrund). Mit Erlass des niedersächsischen Innenministeriums vom 15.05.2017 wies das MI lediglich die Vorstellung zurück, dass schon die Asylantragstellung einen rückwirkenden Anspruch auf Kostenerstattung impliziere, und stellte klar: 
„Sofern Schutzbedürftige oder deren Verpflichtungsgeber bei den Ausländerbehörden vorsprechen, sind diese im Sinne einer ergänzenden Klarstellung der Sach- und Rechtslage darauf hinzuweisen, dass „... die Verpflichtungsgeber bis zur Flüchtlingsanerkennung ungeachtet des Asylbegehrens uneingeschränkt auch für die Kosten in Haftung genommen werden, die dem Land Niedersachsen für die Unterbringung und Versorgung der Asylbegehrenden während des Aufenthalts der Asylbegehrenden in den Aufnahmeinrichtungen entstehen.“ [Hervorhebung durch mich]
In seinem Schreiben vom 29.11.2017 an Bundesarbeitsministerin Katharina Barley räumt Innenminister Boris Pistorius ausdrücklich ein:

„Niedersachsen hatte bis zur Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts die Auffassung vertreten, dass die Verwandtenaufnahme im Rahmen einer Landesaufnahmeanordnung einen anderen Aufenthaltszweck als eine Asyl-/ Flüchtlingsanerkennung darstellt und deswegen die Gültigkeit der Verpflichtungserklärung mit dem Zeitpunkt der Flüchtlingsanerkennung endet.“
Zwar hat das niedersächsische Innenministerium den Ausländerbehörden am 18. Dezember 2014 mitgeteilt:

„Darüber hinaus weise ich darauf hin, dass in der nachstehenden E-Mail die Rechtsauffassung dieses Hauses dargestellt ist, welche in Bezug auf fachaufsichtliche Vorgaben zwar für die Ausländerbehörden, jedoch nicht für die Leistungsbehörden maßgeblich ist.
Inwieweit die hiesige Rechtsauffassung von allen Leistungsbehörden geteilt werden wird, kann nicht abschließend abgeschätzt werden. Sollte eine Leistungsbehörde eine abweichende Meinung vertreten und von einer fortdauernden Geltung der Verpflichtungserklärung ausgehen, kann es evtl. zur entsprechenden Geltendmachung von Erstattungsansprüchen gegenüber den Verpflichtungsgebern kommen.“

Erst im April 2015 wurden die Ausländerbehörden jedoch aufgefordert, potenzielle Bürgen auf dieses Kostenrisiko ausdrücklich hinzuweisen. Im Erlass vom 10.4.2015 heißt es:

Das Niedersächsische Sozialressort hat sich unserer Auffassung angeschlossen bzw. auf die „Deutungshoheit“ des MI in dieser Frage verwiesen. Die Zentrale der Bundesagentur für Arbeit teilt diese Bewertung allerdings nicht. Sie vertritt die Auffassung, dass die Verpflichtungserklärung trotz des geänderten Aufenthaltstitels weiterhin gültig ist. Dies hat zur Folge, dass die Jobcenter die Erstattung nach § 68 AufenthG prüfen müssen.
Da es erstrebenswert ist, in der Frage der Geltungsdauer einer Verpflichtungserklärung zu einem bundesweit einheitlichen Verständnis zu gelangen, hat Niedersachsen das Thema als Tagesordnungspunkt der nächsten Ausländerreferentenbesprechung am 19. und 20. Mai angemeldet.
Solange jedoch eine einheitliche Anwendung nicht erfolgt, bitte ich, (potentielle) Verpflichtungsgeber ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Bundesagentur für Arbeit Erstattungen nach § 68 AufenthG auch bei Vorliegen einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 2 AufenthG geltend macht.“
Da die Landesaufnahmeregelung bereits im Juni 2015 auslief, blieb für eine entsprechende Umsetzung jedoch kaum Zeit. Innenminister Pistorius kommt daher in seinem Schreiben vom 29.11.2017 an Bundesarbeitsministerin Katharina Barley zu dem Schluss:


„Nach meiner Einschätzung hat die bis zur gesetzlichen Neufassung der aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen im August 2016 gegebene unklare Rechtslage maßgeblich dazu beigetragen, dass Verpflichtungsgeber sich der Reichweite der von ihnen eingegangenen Verpflichtungen nicht bewusst waren.“
Ich bin bei der Abgabe der Verpflichtungserklärung davon ausgegangen, dass meine Verpflichtung zur Gewährleistung der Kosten für den Lebensunterhalt pp. mit der Flüchtlingsanerkennung endet. Wäre ich anders beraten worden und man hätte mir klargemacht, dass ich für lange Zeit für alle Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts aufkommen müsste, hätte ich diese Verpflichtungserklärung nie unterschrieben. 

Aus diesem Grund lehne ich den an mich gestellten Erstattungsanspruch ab und bitte das Gericht festzustellen, dass ein Rückzahlungsanspruch nicht besteht.

Mit freundlichen Grüßen 
(Unterschrift)
